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; Amtlicher Theil. 


I. Verfügungen und Bekanntmachungen des Landraths. 


. Nach $ 10 der Landgemeinde⸗Ordnung vom 3. Juli 1891 ſind die Gemeinden berechtigt, 
ſoweit die Einnahmen aus dem Gemeinde⸗Vermögen nicht hinreichen, um die durch das Bedürfniß 
ud die Verpflichtungen der Gemeinde erforderten Geldmittel zu beſchaffen, deren Aufbringung 
urch direkte oder indirekte Gemeinde⸗Abgaben zu bewirken. Die direkten Gemeinde⸗Abgaben 
nnen entweder als Zuſchläge zu den Staatsſteuern (Einkommenſteuer, Grundſteuer, Gebäude⸗ 
teuer und Gewerbeſteuer mit Ausnahme der Hanſirſteuer) oder als beſondere Gemeinde⸗Abgaben 
hoben werden. Die Grundſätze für die Erhebung der direkten Gemeindeabgaben find in 

en 88 11 bis 13 gegeben. | 4 2 

Die Genehmigung des Kreis⸗Ausſchuſſes iſt gemäß $ 16 erforderlich: 

1. zur Erhebung von Zuſchlägen zu den direkten Staatsſteuern, wenn der Zuſchlag ent⸗ 
weder 100 Procent derſelben überſteigt, oder nicht nach gleichen Sätzen auf die 
einzelnen Steuergattungen vertheilt werden fol. 

. zur Erhebung beſonverer direkter Gemeindeabgaben, 

. zu Gemeinde⸗Beſchlüſſen, durch welche beſondere direkte oder indirekte Bemdindenbgaben 

in ihren Grundſätzen verändert werden, 

zur Einführung indirekter Gemeinde⸗Abgaben. f 

„zur Mehr: oder Minderbelaſtung einzelner Theile des Gemeindebezirks oder einzelner 
Klaſſen der Gemeinde⸗Angehörigen. 

Ferner find die Landgemeinden nach $ 17 auch berechtigt, für die Benutzung der von 

zen zu öffentlichen Zwecken bereit gehaltenen Einrichtungen und Anſtalten mit Genehmigung des 

keis⸗Ausſchuſſes eine Gebühr zu erheben. 


o 


= 
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Endlich können nach 8 18 die Gemeindeabgabenpflichtigen durch Gemelndebeſchluß zur 
Leiſtung von Hand⸗ und Spanndienſten verpflichtet werden und hat die Gemeinde⸗Verſammlung 
bezw. Gemeinde⸗Vertretung darüber zu beſchließen, ob den Gemeindeabgabepflichtigen die Leiſtung 
der Dienſte überhaupt auferlegt werden ſoll. Der dieſe Verpflichtung einführende Beſchluß bedarf 
der Beſtätigung des Kreis-⸗Ausſchuſſes. 

Ebenſo hat die Gemeinde⸗Verſammlung bezhw. Gemeinde⸗Vertretung darüber Beſchluß 
zu faſſen, ob die Dienſte in Natur zu leiſten oder in Geld abzuſchätzen und aufzubringen ſind; 
ein derartiger Beſchluß kann in jedem einzelnen Falle, wenn Dienſte geleiſtet werden ſollen, 
gefaßt werden, wird aber die Umwandlung der Dienfte in Geld nicht für den einzelnen Fall, 
ſondern allgemein für immer beſchloſſen, fo unterliegt dieſer Beſchluß der Genehmigung des Kreis: 
Ausſchuſſes. Die Grundſätze für die Vertheilung der Hand⸗ und Spanndienſte, ſowie für die 
Vertheilung des Geldwerthes der Dienſte ſind in § 18 enthalten; Abweichungen von dieſer Ver⸗ 
theilungsart bedürfen der Genehmigung des Kreis-⸗Ausſchuſſes. 

Die Landgemeinden find nach § 20 berechtigt, über die Aufbringung der Gemeinde⸗Ab⸗ 
gaben und Dienſte beſondere Gemeindeumlageordnungen zu befchließen, welche der Genehmigung 
des Kreis⸗Ausſchuſſes bedürfen. 

Wo ſolche Gemeindeumlageordnungen aber nicht beſtehen, haben die Landgemeinden bis 
zum Ablaufe der erſten 3 Monate jedes Steuerjahres über die Vertheilung der direkten 
Gemeinde⸗Abgaben Beſchluß zu faſſen. Kommt bis dahin ein gültiger Beſchluß nicht zu Stande, 
jo werden für dieſes Jahr die Gemeinde-Abgaben gemäß der Vorſchrift in 88 12 und 21 nach 
Verhältniß der Einkommenſteuer, ſowie der halben Grundſteuer, halben Gebäudeſteuer und halben 
Gewerbeſteuer der Klaſſen A I und A II erhoben. Dieſer Maßſtab behält dann auch für di 
folgenden Jahre weiter Geltung, ſofern nicht in den erſten drei Monaten des neuen Steuerjah rel 
ein anderweiter gültiger Gemeindebeſchluß zu Stande kommt. 

Nach 8 147 der Landgemeinde-Ordnung bleiben jedoch die bei Verkündigung dieſes 
Geſetzes bereits beſtehenden Ortsſtatuten, allgemeinen Gewohnheitsrechte und Obſervanzen, 
ſoweit das Geſetz ſtatutariſche Regelung zulüßt, einſtwetlen, längſtens aber auf 3 Jahre, in 
Kraft, wenn nicht eine Aenderung inzwiſchen beſchloſſen wird. 

Dieſe Beſtimmung gilt auch für das Gemeinde-Abgabeweſen, und zwar inſoweit als dab 
Geſetz Verſchterenheiten geſtattet, oder auf ortsſtatutariſche Regelung verweilt, over überhaupt kein 
geſetzliche Regelung enthält. Ferner können bis zum Inkrafttreten eines Kommunal⸗Steuergeſetzes 
längſtens aber bis zum 1. April 1897, die bei Verkündigung der Landgemeinde-Ordnung fü 
Vertheilung der Gemeindeabgaben ſtatutariſch oder obſervanzmäßig beſtehenden Maßſtäbe, auch inſo 
fern dieſelben von den Beſtim mungen des neuen Geſetzes abweichen, durch Beſchluß der Gemeind 
mit Genehmigung des Kreis Ausſchuſſes aufrecht erhalten werden. Ein ſolcher Beſchluß kan 
indeſſen nur in den erſten 3 Monaten des Steuerjahres gefaßt werden. 


Die Gemeinde ⸗Vorſteher fordere ich auf 
die Beſchlüſſe der Gemeinde⸗Verſammlung übe 
die Aufbringung der Gemeinde⸗Abgaben un 
Dienſte oder die Aufrechthaltung der darübe 
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bisher in der Gemeinde beſtehenden Orts 
ſtatuten und Obſervanzen baldigſt faſſen zu 
laſſen und vor Ablauf des Monats Juni d. J. 
dem hieſigen Kreis⸗Ausſchuß zur Beſtätigung 
einzureichen. | 


Danzig, den 10. Mai 1892. 
Der Landrath. 


2. Den Orts-Borftänden derjenigen Ortſchaften, aus denen Pferde im vorigen Jahre durch 
Königliche Geſtütshengſte gedeckt worden find, habe ich die Beſchälregiſter überſendet und beaufe 
trage dieſelben, den Erfolg der Bedeckung der in dieſen Regiſtern verzeichneten Stuten genau zu 
ermitteln und in das Regiſter einzutragen, ſowie dieſes mir demnächft binnen 8 Tagen 
zurückzureichen. 

Sollte eine gedeckte Stute noch tragend veräußert ſein, ſo iſt der Namen, Stand und 
Wohnort des Erwerbers anzugeben, damit bei dieſem weitere Erkundigungen nach dem Erfolge 
der Bedeckung der Stute angeſtellt werden können. 

Danzig, den 9. Mai 1892. 
Der Landrath. 


3. Berlin, den 16. März 1892. N 

Euer Hochwohlgeboren überſende ich anbei die von mir im Elnverſtändniſſe mit den 
Herren Miniſtern des Innern und der öffentlichen Arbeiten erlaſſene Anweisung, betreffend die 
Genehmigung und Unterſuchung der Dampfkeſſel mit dem ergebenen Erſuchen, dieſelbe ſobald wie N 
möglich durch das Amtsblatt zu veröffentlichen. 

Die in der Anweiſung erwähnten Anlagen A bis € ſind Ihnen bereits durch die Er⸗ 
laſſe vom 15. Auguſt und 15. Oktober v. J. mitgetheilt worden. Die Anweiſung regelt die 
Genehmigung der Dawpfkeſſel und die vor deren Inbetriebſetzung vorzunehmenden techniſchen 
Prüfungen, ſowie die wiederkehrenden Unterſuchungen, denen Dampfkeſſel während ihres Betriebes 
unterworfen ſint. Sie tritt in Beziehung auf Genehmigung und Inbetriebſetzung an die Stelle 
der das Dampffeffelwefen betreffenden Vorſchriften der Anweiſung zur Ausführung der Gewerbe⸗ 1 
19 Jul i und in Beziehung auf die wiederkehrenden Unterſuchungen 
an die Stelle des Regulatives über die Reviſion der Dampfkeſſel vom 24. Juni 1872. 
Sie erſetzt ferner die für die Regierungsbezirke Düſſeldorf und Arnsberg zugleich mit 
der Neuordnung der Gewerbe ⸗Inſpection erlaſſenen Gebührentartfe für Dampfkeſſelunter⸗ 
ſuchunnen. In die Anweiſung ſind alsdann die verſchiedenen, noch in Kraft fehenden 
Erlaſſe aufgenommen, welche in Abänderung oder Ergänzung der Aus führungs⸗Anweiſung 
zur Gewerbe ⸗ Ordnung oder des Regulatiovs vom 24. Jun 1872 ergangen ſind. 
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In fachlicher Hinſicht weicht die Anweiſung mehrfach von den bisher geltenden 
Beſtimmungen ab. Weſentliche Abweichungen ſind folgende: 

1. Die Friften für die wiederkehrenden techntſchen Unterſuchungen (8 32 der Anweiſung) 
find theilweiſe verkürzt worren. Für die beweglichen und Dampfſchlffs⸗Keſſel iſt ſchon durch die 
mittelſt Erlaſſes dom 25. September 1890 dorthin migetheilten Vereinbarungen der verbündeten 
Regierungen vom 3. Juli 1890 die Beſtimmung getroffen worden, daß dieſe Keſſel mindeſtens 
alljährlich einer äußeren Unterſuchung und die beweglichen Keſſel alle drei Jahre, die Schiffskeſſel 
alle zwei Jahre einer innern Unterſuchung, oder einer Waſſerdruckprobe zu unterwerfen ſind. 
Nunmehr iſt ferner angeordnet worden, daß die feſtſtehenden Keſſel, die bisher nur alle ſechs 
Jahre einer innern Unterſuchung unterzogen wurren, in Zukunft einer ſolchen alle vier Jahre 
zu unterwerfen ſind, während es in betreff der äußeren Unterſuchung der feſtſtehenden Keſſel bei 
der beſtehenden zweijährigen Friſt verbleibt 

2. Außer den äußeren und inneren Unterſuchungen find in der Anweiſung in regelmäßiger 


Wiederkehr zu bewirkende Waſſerdruckproben vorgeſchrieben, welchen feitftehende Keſſel alle acht 


Jahre, bewegliche und Schiffskeſſel alle ſechs Jahre zu unterwerfen ſind (8 32 a. a. O.) 

3. Die für die Keſſelprüfungen zu entrichtenden Gebühren haben eine durchgreifende Neu⸗ 
regelung erfahren. Zur Entlaſtung der hauptſächlich vom Kleingewerbe benutzten kleinen Keſſel 
ſind die Gebühren nicht mehr für alle Keſſel gleich, ſondern in Aoſtufungen je nach der veiſtungs⸗ 
fähigkeit der Keſſel verſchieden feſtgeſetzt. Da die Leiſtungsfähigkeit eines Keſſels durch die Größe 
feiner Heizfläche bedingt iſt, jo find nach der Größe der Heizfläche vier Stufen mit aufſteigenden 
Gebühren gebildet worden. 

Die der Anweisung beiliegende Gebühren-Ordnung findet nicht nur für diejenigen 
Regierungsbezirke Anwendung, in denen die antliche Keſſelprüfung den Gewerbe Inſpectoren 
bereits überwieſen ift, ſondern auch für diejenigen, in denen die Keſſelprüfung noch den Kreis— 
baubeamten oder beſonders angeſtellten Prüfungsbeamten obliegt, daßegen bewendet es in den 
letzteren Bezirken hinſichtlich der Einziehung und Auszahlung der Gebühren bis zur Errichtung 
von Gewerbe⸗Inſpectoren bei den beſtehenden Vorſchriften. 

5 4. Zur Beſchleunigung des Genehmigungsverfahrens iſt die Beſtimmung getroffen, daß 
die Ausfertigung der Genehmigungsurkunde — hne Ertheilung eines Beſcheides — nicht nur 
bei unbedingter Genehmigung erfolgen darf, ſondern auch in dem Falle, daß zwar Bedingungen 
auferlegt werden, der Unternehmer ſich mit dieſen indeſſen ausdrücklich einverſtanden erklärt 
hat (8 12 der Anweſſung). 

5. Die bisher verſchieden beantwortete Frage, ob ein Dampfkeſſel ſchon auf Grund der 
von dem Keſſelprüfer beſcheinigten Abnahmeprüfung in Betrieb geſetzt werden dürfte, oder ob es 
noch einer beſonderen Erlaubniß durch die Ortspolizeibehörde bedürfe, iſt durch die Vorſchrift des 

26 Abſatz 1 a. a. O. dahin entſchieden, daß der Keſſel auf Grund der ordnungsmäßtg 
beſcheinigten Abnahmeprüfung ohne Weiteres in Betrieb geſetzt werden dürfe. 
gez. Freiherr von Berlepſch. 

Den vorſtehenden Miniſterial⸗Erlaß bringe ich hierdurch zur Kenntniß der Ortspolizei⸗ 
behörden und der Dampfleſſelbeſitzer im Kreiſe und bemerke dabei, daß die Anweiſung, betreffend 
die Genehmigung und Unterſuchung der Damipfkeſſel vom 16. März 1892 in der Sonderbeilage 
zu No. 15 des diesjährigen Amtsblatts der Königlichen Regierung hierſelbſt veröffentlicht worden iſt. 

Danzig, den 7. Mat 1892. 1 

Der Lan drath. - 
Beilage. 


